Anwendungshinweise zum Férdervollzug in Zusammenhang mit Corona — VwV zu §§
23, 44 S&HO

In Zusammenhang mit der Corona-Krise werden im Hinblick auf den Férdervollzug
vorbehaltlich anderer EU- und bundesrechtiicher Vorgaben folgende Regelungen getroffen,
soweit die VWV zu § 44 SEHO fur das Forderverfahren einschlagig ist:

Zuwendungsempfangern und Projekimitwirkenden / -teilnehmenden sollen grundséatzlich
keine schwerwiegenden Nachteile entstehen, soweit diese aufgrund der derzeitigen
Ausnahmesituation nicht wie geplant Projektbestandteile durchfiihren und an Projekien
teilnehmen konnen. Die Bewilligungsstellen werden gebeten, einzelfallbezogene
Entscheidungen zu treffen und die jeweiligen Rahmenbedingungen zu beriicksichtigen.

Bei MaRnahmen, die abgesagt oder verschoben werden missen, sollte nach Mdglichkeit die
anderweitige Fortsetzung malinahmebezogener Téatigkeiten oder eine spéatere Fortsetzung /
kostenneutrale Verldangerung der Malnahmen gepriift werden, um die gesetzien Ziele der
Mafinahmen zu erreichen

Die zuwendungsrechtlichen Vorgaben wie auch der Grundsatz der Wirtschaftlichkeit und
Sparsamkeit sind bei allen Entscheidungen der Bewilligungsstellen, Projekttrédger und
Zuwendungsempfanger weiterhin zu beachten. Eine hinreichende Dokumentation getroffener
Entscheidungen zur spateren Nachvoliziehbarkeit ist erforderlich.

Auszahlungen beschleunigen/Liquiditat verbessern

1. Um bei Zuwendungsempfdangern Liquiditdtsengpdsse als Folge der Corona-Krise
abzuwenden, sollen anstehende Auszahlungen beschleunigt werden. Hierflir sollen
vorbehaltlich anderer EU- und bundesrechtlicher Regelungen folgende Mallnahmen
ergriffen werden:

a. Flr Auszahlungen nach Nr. 7.1 der VwV zu § 44 S4HO (Vorauszahlung) wird
abweichend von Nr. 7.1 eine Mittelverwendungsfrist von funf Monaten
zugelassen. Die verldngerte Mittelverwendungsfrist ist auch fir alle bereits
erfolgten Vorauszahlungen ab dem 1. Januar 2020 zu beachten.

b. Dort, wo kein Auszahlungsverfahren nach Nr. 7.1 VwV zu § 44 SaHO
angewendet wird (Vorauszahlung) und die Auszahlung bisher ganz oder teilweise
im Erstattungsverfahren erfolgt, soll gepriift werden, ob voriibergehend eine
Umstellung in ein Vorauszahlungsverfahren erfolgen kann und dies fur das o. g.
Ziel der Vermeidung von Liquiditatsengpéassen sinnvoll ist.

c. Sofern der Verwendungsnachweis in der Bewilligungsstelle schon vorliegt und
eine  anstehende  Auszahlung wegen der noch nicht erfolgten
Verwendungsnachweisprifung zurlickgehalten wird, soll vorbehaltlich einer
spateren Priifung eine Auszahlung von i. d. R. 90 % des beantragten Betrages
erfolgen.

2. Soweit moglich sollen Férderantrdge von Antragstellern, bei denen die angezeigte
besondere Betroffenheit mit der Forderung voraussichtlich vermindert werden kann,
vorrangig bearbeitet werden. Es sind jedoch keine Zuwendungen fir Mallnahmen zu
bewilligen, die aufgrund der Corona-Krise mit hoher Wahrscheinlichkeit nicht
durchgefiihrt werden kénnen.

3. Von Rickforderungen und Vollstreckungsmallnahmen soll bei allen rickstéandigen oder
bis zu diesem Zeitpunkt fillig werdenden Betrdgen (z. B. Kontenpfdndungen) bis auf
weiteres abgesehen werden, es sei denn, es droht die Verjahrung. Von einer Erhebung
von Saumniszuschlagen soll ebenfalls abgesehen werden.



jaeger
Notiz
D.h. keine Nachteile für nicht durchführte Projekte, Schulungen oder eigene  Teilnahmen an Veranstaltungen

jaeger
Notiz
D.h.  für abgesagte oder verschobene Maßnahmen können andere Maßnahmen, Schulungen usw. durchgeführt oder die bewilligten Maßnahmen zu einem späteren Zeitpunkt umgesetzt werden. Die Prüfung einer Verlängerung der Gesamtmaßnahme soll die Umsetzung der Ziele lt. Bescheid erreichen. Ggf. kann auch über die Verlängerung des Bewilligungszeitraumes nachgedacht werden, um Schulungen oder Veranstaltungen kostenneutral im nächsten Jahr durchzuführen.

jaeger
Notiz
D.h. bei allen derzeitigen Entscheidungen, zb. Homeoffice oder Schulungen per Videokonferenzen durchzuzführen, soll der Grundsatz der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit beachtet werden und eine entsprechendene Dokumentation über getroffenen Entscheidung für spätere Prüfungen verfasst werden.

jaeger
Notiz
D.h. hier können bereits ausgezahlte Mittel insgesamt 5 Monate verwendet werden statt bisher nur 2 Monate.
Bsp: Gelder wurden im Februar abgefordert und mussten bisher bis Ende April ausgegeben sein. Nunmehr dürfen die Gelder bis Juli ausgegeben werden. 

jaeger
Notiz
betrifft die Verbände nicht.

jaeger
Notiz
betrifft die Verbände nicht

jaeger
Notiz
D.h. sofern noch kein Bewilligungsbescheid für z.b. Bildungsgelder vorliegt, darf jetzt kein Bescheid mehr für Bildungen im April bewilligt werden, weil klar ist, dass diese Bildungen nicht stattfinden werden.

jaeger
Notiz
D.h. sollten aufgrund von Verwendungsnachweisprüfungen noch Gelder an die Behörde zurückzuzahlen sein und ist dies bisher nicht erfolgt, werden keine Säumniszuschläge erhoben. Aber Achtung: Die Verzinsung kann weiterlaufen. 

jaeger
Notiz


4.

Bei Darlehensforderungen (z. B. Wohnraumdarlehen) kann auf Antrag far bis zu 12
Monate eine Tilgungsaussetzung gewahrt und bei Bedarf die Laufzeit des Darlehens um
den entsprechenden Zeitraum verldngert werden. Insoweit verzichtet das
Staatsministerium der Finanzen auf seine Einwilligung zur Stundung gemal § 59 Abs. 2
S&HO in Verbindung mit Nr. 4 der VwV zu § 59 SGHO.

Nachteile, die durch die Corona-Krise entstehen bzw. entstanden sind, vermeiden

5.

10.

Soweit im Fordervollzug ein Ermessensspielraum besteht, ist dieser im Zusammenhang
mit der aktuellen Sondersituation grof3zligig auszulegen. Gleiches gilt fur die Regelung
von Ausnahmen, die der Bewéltigung der Krise dienen.

Sofern Fristen geregelt wurden, in denen der Zuwendungsempfénger zu einem
bestimmten Tun oder Unterlassen verpflichtet ist, und der Zuwendungsempfanger diese
Fristen als Folge der Corona-Krise nicht einhalten kann, sind diese im Ermessen zu
verlangern. Dies betrifft auch die Frist zur Vorlage von Verwendungsnachweisen. Eine
Verlangerung von Fristen kommt nicht in Betracht, wenn dadurch die Verjahrung droht.

Sofern im Einzelfall durch den Zuwendungsempfanger Verpflichtungen fir Ausgaben
eingegangen wurden, die fir die Erreichung des Zuwendungszwecks erforderlich
gewesen waren, sich der Zuwendungszweck aber aufgrund der Auswirkungen der
Corona-Krise nicht mehr erreichen ladsst oder die weitere Verfolgung des
Zuwendungszwecks objektiv nicht mehr sinnvoll ist, sollen die nachweislich entstandenen
(im Grunde forderfahigen) Ausgaben trotzdem gefordert werden. Gefoérdert werden
konnen in diesem Zusammenhang auch ggf. anfallende Stornierungskosten.

Nicht férderfahig sind in diesem Zusammenhang aber Ausgaben, die der
Zuwendungsempfanger durch geeignete Anpassungsmalnahmen vermeiden oder
reduzieren kann (z. B. Kiindigung von Vertragen, Wedfall der Leistungspflicht aufgrund
rechtlicher Unmoglichkeit, Beantragung von Kurzarbeitergeld etc.).

Sofern bei einer laufenden Foérderung bei Zuwendungsempfangern (im Grunde
férderfahige) Ausgaben entstehen, obwohl der Zuwendungszweck vortbergehend
aufgrund der Corona-Krise nicht erreicht werden kann bzw. das Projekt unterbrochen
werden muss, sind diese férderfahig, soweit sie nicht durch den Zuwendungsempfanger
reduziert werden konnen. (z. B. fixe Kosten fiir Personal oder Miete)

Bei Foérderungen, bei denen absehbar ist, dass der Zuwendungszweck derzeit nicht
erreicht werden kann (z. B. bei Veranstaltungen, die aufgrund der Corona-Krise nicht
stattfinden), ist der Zuwendungsempfanger daruber zu informieren, dass keine neuen
Verpflichtungen eingegangen werden sollen.

Uber die in der VwV zu § 44 SaHO genannten Hochstbetrdge hinaus ist der
forderunschadliche vorzeitige MalRnahmebeginn ab Antragstellung zugelassen.

Sonstiges

1.

12.

Auf die Einholung des Einvernehmens der Staatskanzlei und des Staatsministeriums der
Finanzen gem. § 8 Abs. 1 Nr. 3 GeschoSReg wird verzichtet.

Das Staatsministerium der Finanzen verzichtet auf die Einholung des nach Nr. 15 der
VwV zu § 44 SaHO / Nr. 14 VVK erforderlichen Einvernehmens, soweit die Zulassung



jaeger
Notiz
betrifft die Verbände nicht

jaeger
Notiz
D.h. die Bewilligungsbehörde muss für die Sondersituation seinen Ermessensspielraum großzügig auslegen. Das betrifft hauptsächlich Rückforderungen im Zuge der Verwendungsnachweisprüfung.

jaeger
Notiz
D.h. sollten derzeit Anhörungen u.ä. laufen und eine Frist zur Rückmeldung gegeben sein und kann der Zuwendungsempfänger diese Fristen aufgrund von der Corona-Krise nicht einhalten, sind diese Fristen zu verlängern. z. B. Verwendungsnachweise, die bis 31.03.2020 bei der Behörde sein sollen. Bitte hierfür unbedingt einen Antrag auf Fristverlängerung stellen. 

jaeger
Notiz
D.h. für bereits gebuchte Unterkünfte, Tagungshäuser, Referenten usw. für geplante (jetzt im März und April stattfindene) Maßnahmen können durch die jetztige Absage Stornierungskosten entstehen. Diese Kosten sind förderfähig!

jaeger
Notiz
D.h. alle Verträge sind schnellstmöglich auf einen kostenfreie Stornierung zu überprüfen. Sollte sich z.B. in der Verwendungsnachweisprüfung herausstellen, man hätte bis 4 Wochen vorher noch kostenfrei kündigen können und hat "einfach"abgewartet und entstehen nunmehr Kosten, werden diese nicht anerkannt. 

jaeger
Notiz
D.h. auch wenn der Zuwendungszweck lt. Bescheid im Moment nicht erreicht werden kann (durch Schließung des Büros, Homeoffice nicht möglich) und laufen Kosten hierfür weiter (Miete, Gehalt, Raten für Auto, Stromkosten usw.) und können diese Kosten nicht miniert werden, dann sind sie zuwendungsfähig.


einer Ausnahme der Abmilderung der Folgen der Corona-Krise dient und nur
vorlbergehend ist. Das Erfordernis der Anhérung des Rechnungshofes und der
Herstellung des Einvernehmens mit dem Rechnungshof bleibt hiervon unberihrt.

Die Fordererressorts werden gebeten, diese Hinweise und Regelungen gegeniber den
Bewilligungsstellen und — soweit erforderlich — Zuwendungsempfiangern zu kommunizieren.

Diese Regelungen gelten bis auf Weiteres, Nr. 11 und Nr. 12 zunéchst bis Ende April 2020.






